Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Eisenach

ENTWURF

Prifung moglicher Instrumente zur Umsetzung der Ziele und Empfeh-
lung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes

Voruntersuchung, Priifung und Empfehlung zur Erforderlichkeit eines strategischen Bebauungs-
plans ,Zentrale Versorgungsbereiche” gemaR § 9 Abs. 2a BauGB fiir den unbeplanten Innenbereich
(8§ 34) und fiir die Geltungsbereiche rechtsverbindlicher Bebauungsplédne (§ 30) als Instrument zur
bauplanungsrechtlichen Konfliktbehebung.
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1. Vorbemerkung

Das Biiro Stadt und Handel hat uns tGber den Stand der Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts fir
die Stadt Eisenach unterrichtet und die Ergebnisse aus den Arbeitskreisen mitgeteilt.

Das Biiro Plan und Praxis arbeitet dem Arbeitskreis zu, indem wir das planungsrechtliche Instrumen-
tarium zur Steuerung des Einzelhandels aufzeigen. Dabei werden einleitende die typischen Entwick-
lungstendenzen des Einzelhandels aus planungsrechtlicher Sicht und die daraus resultierenden Fol-
gen fir die Stadtentwicklung dargelegt.

Zum besseren Verstandnis werden die Systematik der Einzelhandelssteuerung nach der BauNVO, die
Anforderungen aus der Rechtsprechung sowie noch nicht abschlieBend geklarte Fragen erortert. Hie-
ran schlieft sich die Analyse der Zulassigkeit von Einzelhandelsnutzungen in den Baugebieten nach

den BauNVO, die Beschreibung des Fehlentwicklungspotentials sowie die Steuerungsinstrumente an.

Die Analyse der Steuerung des Einzelhandels im unbeplanten Innenbereich basiert auf die Differen-
zierung in homogene und diffuse Gebietstypen, mit unterschiedlichen Gefahrdungspotential und de-
ren Steuerung durch einen Bebauungsplan nach § 9 Abs. 2a BauGB.

Die durch das Einzelhandels- und Zentrenkonzept definierten unterschiedlichen Typen von zentralen
Versorgungsbereichen und Nahversorgungsstandorten werden auf der Grundlage der Darstellungen

des wirksamen Flachennutzungsplans und soweit vorhanden, rechtkraftiger Bebauungsplanen dahin-
gehend untersucht, ob und inwieweit eine bauleitplanerische Steuerung geboten erscheint.

AbschlieBend werden Fehlentwicklungspotentiale auBerhalb zentraler Versorgungsbereiche generell
aufgefihrt, die einen zusatzlichen Priifbedarf begriinden kénnen.
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2. Rahmenbedingungen der Steuerung des Einzelhandels.

2.1 Entwicklung des Einzelhandels und stadtebauliche Probleme

Die Entwicklung im Einzelhandel ab 1950 ist durch verschiedene Handelsformen gepragt, die sich nach-
haltig auf die Versorgungsstrukturen ausgewirkt haben. In den 50er Jahre wurden groRe Kaufhauser
(beispielsweise Karstadt und Kaufhof) in den Innenstadten errichtet, die heute aufgrund ihres Manage-
mentkonzepts und ihres baulich-funktionalen Erscheinungsbildes an Bedeutung verlieren und selbst in
guten Geschéftslagen z. T. gefdhrdet sindt. Ihnen folgten in den 60er Jahre Shoppingcenter, oftmals
auch in nicht integrierten Lagen, die in den 70er Jahre durch eine ,Filialisierung” der Innenstadte und
den Versandhandel abgel6st wurden. In den 80er Jahre drangten Fachmarkte und Discounter auf den
Markt. Bis dahin wurden vorzugsweise innerstddtische, integrierte Standorte aufgesucht. In der DDR
war die Versorgung (iberwiegend staatlich organisiert. Es gab ein eingeschranktes Warensortiment
und im Vergleich zu den alten Bundeslandern war der Versorgungsgrad sehr gering.

Mit der Wiedervereinigung, der Privatisierung 6ffentlicher Betriebe wie Bahn und Post, der Konversion
militarischer Standorte und dem Nachholbedarf in den neuen Landern im Bereich des Handels wurden
bevorzugt Standorte auBerhalb der Innenstadte, oftmals nicht integrierte Lagen fiir neue und meist
grofflachige Einzelhandelseinrichtungen auf der ,griinen Wiese” aufgesucht.

Seit Jahrzehnten findet in allen Bereichen des Handels ein tiefgreifender Strukturwandel statt, der die
Standorte der Nahversorgung, der Stadtteilzentren, der Kernstdadte und der peripheren Versorgungs-
zentren unterschiedlich, aber nachhaltig beeinflusst2. Dieser Strukturwandel im Handel vollzieht sich
bei den Anbietern und Verbrauchern verhaltnismaRig schnell, wahrend die stadtebaulichen Strukturen
hierauf langsam reagieren. Beschleunigt wird der Strukturwandel durch die Verdnderungen der sozio-
demografischen Strukturen und die Polarisierung des Verbraucherverhaltens, bei gleichzeitiger Unter-
nehmens- und Umsatzkonzentration. Der Strukturwandel erfasst alle Bereiche der Kommunen, mit
vOllig unterschiedlichen Auswirkungen und Folgen in Schrumpfungs- und Wachstumsregionen. Die An-
siedlungsbedingungen fiir Fachmarkte und Discounter an nicht integrierten Standorten auf der ,gri-
nen Wiese”, in Gewerbe- und Sondergebieten sowie auf Bahn- und Konversionsflachen haben deren
Entwicklungsbedingungen erheblich begiinstigt. Gleichzeitig haben sich die Standorte in den Innen-
stadten durch Verkehrs- und Parkprobleme, zum Teil durch hohe denkmalpflegerische Anforderungen,
nachlassende Sicherheit und Sauberkeit sowie fehlende Expansionsmoglichkeiten verschlechtert. Zu-
satzlich gewinnen neue Betriebsformen wie der Internethandel oder Teleshopping besonders durch
die Corona-Pandemie an Bedeutung, die sich nachhaltig auf die Entwicklung der Innenstadte auswir-
ken wird. Die Auswirkungen solcher Fehlallokationen und Markttrends fiihren in den zentralen Versor-
gungsbereichen zu , trading-down-effects”, zur Schwachung der Zentren, zu stadtebaulich nachteiligen
Kaufkraftumverteilungen, zum Bedeutungsverlust der Innenstadte sowie zu einer Verschlechterung
der verbrauchernahen Versorgung.

1(vgl. Junker, Kihn, Nitz, Pump-Uhlmann, Wirkungsanalyse groRer innerstadtischer Einkaufszentren, Edition Difu, Berlin
2008)

2 (vgl. Bunzel, Janning, Kruse, Kiihn, Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche, Difu-Arbeitshilfe, Berlin
2009)
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2.2  Einzelhandelssteuerung durch Raumordnung

Bauleitplane mussen sich gemal} § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung anpassen. Der raum-
ordnerischen Steuerung sind nur die groRflachigen Einzelhandelsbetriebe zugdnglich. GroRflachige
sind Einzelhandelsbetriebe mit einer Verkaufsflache ab 800 gm. Alle Bundesldander versuchen, den
grol¥flachigen Einzelhandel von Art, Umfang und Standort her lber landesplanerische Ziele auf die
zentralortliche Gliederung auszurichten. Als raumordnerische Steuerungsinstrumente stehen neben
der zentral6rtlichen Gliederung zur Verfligung:

Konzentrationsgebot oder auch Zentralitdtsgebot: Neue EinzelhandelsgrofRprojekte sollen nur in Or-
ten mit zentralortlicher Versorgungsfunktion zuldssig sein.

Integrationsgebot: Zielvorgaben fir die innergemeindliche Standortwahl, die eine Ansiedlung solcher
GroRprojekte nur an stadtebaulich integrierten Standorten, d.h. innerhalb der Stadt- und Ortszentren
sicherstellen sollen.

Kongruenzgebot: Vorgaben fiir Art und Umfang der EinzelhandelsgroRprojekte im Sinne des § 11 Abs.
3 BauNVO, dass die Kaufkraftbindung des jeweiligen Vorhabens den zentral6rtlichen Versorgungsbe-
reich der Standortgemeinde nicht wesentlich iberschreiten darf, dass sich also Einzugsbereich des
Vorhabens und zentral6rtlicher Versorgungsbereich im Wesentlichen decken sollen.

Diese landesplanerischen Zielvorgaben sind strikt zu beachten und daher nicht abwagungsfahig.

2.3 Systematik der planungsrechtlichen Steuerungsinstrumente des Einzelhan-
dels

Parallel zu dieser Entwicklung im Einzelhandel hat der Bundesgesetzgeber das planerische Instrumen-
tarium (BauGB, BauNVO) zur Steuerung des Einzelhandels regelmaRig den verdnderten Bedingungen
durch Novellierungen der gesetzlichen Grundlagen angepasst. Vor allem mit den Novellen zum
BauGB von 2004 und 2007 hat der Bundesgesetzgeber durch die Entwicklung neuer und nachgebes-
serter Instrumente sowie der gesetzlichen Einflihrung des Begriffs ,,zentraler Versorgungsbereiche”
die Moglichkeiten der Steuerung des Handels verbessert.

Das Instrumentarium ist heute weit gefachert und deckt die Problemlagen gut ab. Als zwingende Vo-
raussetzung fiir eine gemeindeweite Steuerung des Einzelhandels, zur Verhinderung von Fehlent-
wicklungen sowie zur Schaffung von Rechts- und Investitionssicherheit sind kommunale Einzelhan-
delskonzepte unerlasslich. Einzelhandels- und Zentrenkonzepte sind informelle Planungen ohne un-
mittelbare Rechtswirkung nach auflen. In den Konzepten werden die zentralen Versorgungsbereiche
einer Gemeinde raumlich-funktional als Haupt-, Neben- oder Nahversorgungszentrum definiert, die
zuldssigen oder unzulassigen Sortimente auf der Grundlage einer ortsspezifischen Sortimentsliste be-
stimmt und die Ziele und Grundsatze der Einzelhandelssteuerung als Ansiedlungsregeln fiir die jewei-
ligen Zentren festgelegt.

Einzelhandelskonzepte bediirfen der Umsetzung durch die Aufstellung von Bauleitplanen und sind in
der bauleitplanerischen Abwagung zu beriicksichtigen. In Einzelhandelskonzepten erfolgt regelmaRig
eine Klassifizierung der Betriebe nach ihrem Warensortiment in zentrenrelevante, nicht zentrenrele-
vante, nahversorgungsrelevante, zentren- und nahversorgungsrelevante Sortimente oder zentrenre-
levante Randsortimente. Die Sortimente korrelieren mit dem Typ des Ladens bzw. Einzelhandelsbe-
triebs. Der Typ des Ladens- bzw. Einzelhandelsbetriebs wiederum ist neben der Sortimentsstruktur
abhangig von der BetriebsgroRe (Geschossflache und Verkaufsflache), die wiederum seine Versor-
gungsfunktion bestimmt. Die Versorgungsfunktion wiederum beeinflusst die stadtebaulichen und

Einzelhandels- und Zentrenkonzept Stadt Eisenach Seite 5 von 21



P L A N Manteuffelstrale 111
un d 10997 Berlin

Tel: +49 (0)30 6165348-10

P R A X I S Fax: +49 (0)30 6165348-99

Mail: berlin@planundpraxis.de

sonstigen Auswirkungeni. S. v. § 11 Abs. 3 BauNVO eines Vorhabens. Dabei wird fiir alle groRflachi-
gen Vorhaben angenommen, dass von ihnen die in § 11 Absatz 3 BauNVO genannten negativen Aus-
wirkungen grundsatzlich zu beflirchten sinds. Alle diese Kriterien zusammen bestimmen die pla-
nungsrechtliche Zulassigkeit eines Vorhabens nach seiner Art der Nutzung im Geltungsbereich eines
B-Plan oder im unbeplanten Innenbereich. Liden und Einzelhandelsbetriebe sind deshalb in unter-
schiedlicher Auspragung in den verschiedenen Baugebietstypen der BauNVO allgemein oder aus-
nahmsweise zuldssig und konnen durch Festsetzungen nach § 1 BauNVO weiter gegliedert werden.
Diese Systematik ist wesentlich flr die Steuerung des Einzelhandels durch B-Plane. Sie gilt grundsatz-
lich gleichermalen fiir qualifizierte wie einfache B-Plane nach § 13 oder § 9 Abs. 2a BauGB zur Einzel-
handelssteuerung.

Die in der Bauleitplanung verwendeten Begriffe wie Ldden, Einzelhandelsbetriebe, grofflachige Ein-
zelhandels- und Handelsbetriebe sind stadtebauliche Begriffe. Diese stadtebaulichen Begriffe stellen
zur Systematisierung auf Anlagetypen ab. Diese Anlagetypen sind deshalb nicht deckungsgleich mit
den in Einzelhandelskonzepten verwendeten Begriffen, die ihren Ursprung in der Branchensystema-
tik der Wirtschaft haben. Lediglich durch eine Fremdkorperfestsetzung nach § 1 Abs. 10 BauNVO o-
der durch einen V+E-Plan kann eine vorhabenkonkrete Festsetzung (z. B. Supermarkt, Discounter,
Blumenfachgeschaft) erfolgen. Aus diesem Grund miissen die Begriffe aus Einzelhandelskonzepten
den stadtebaulichen Anlagentypen der verschiedenen Baugebiete der BauNVO zugeordnet werden.
Dabei sind alle zuvor genannten Kriterien beachtlich. Aus der Analyse des geltenden Baurechts (§§
30, 33, 34 BauGB) und den Zielen der rdumlichen Verteilung der unterschiedlichen Einzelhandelsnut-
zungen im Gemeindegebiet kann das Potential fiir Fehlentwicklungen erfasst und durch die Aufstel-
lung oder Anderung von B-Planen gesteuert werden. Wenn eine Gemeinde fiir innerstidtische Rand-
lagen Sortimentsbeschrankungen beschlieBt, um die innerstadtische Kernzone, das Zentrum, zu star-
ken, ist das ein legitimes stadtebauliches Ziel. Sie darf auch ,,zentrumsbildende" Nutzungsarten, die
in der Kernzone nicht oder nur geringfiigig vertreten sind, in anderen Gemeindeteilen mit dem Ziel
ausschlieBen, eventuelle Neuansiedlungen zwecks Steigerung oder Erhaltung der Attraktivitdt dem
Zentrum zuzufihren4. Kommunale Einzelhandelskonzepte dienen nicht nur einer geordneten stadte-
baulichen Entwicklung. Sie sind im Interesse der Handler, da sie einen planerischen Rahmen als
Grundlage fiir sichere Investitionsentscheidungen liefern. Dabei sollen Einzelhandelskonzepte nicht
Uber 6konomische Kennziffern, sondern anhand stadtebaulicher Kriterien begriindet werden. Kom-
munale Einzelhandelskonzepte steuern die Standortentscheidungen und driicken die Bodenpreise in
Gewerbegebieten, da diese einer zweckbestimmten Nutzung zugefiihrt werden missen.

2.4 Anforderungen der Rechtsprechung an die Einzelhandelssteuerung

Die Moglichkeiten und Grenzen einer Steuerung des Einzelhandels durch Bauleitplanung auf der
Grundlage von Einzelhandelskonzepten wurden durch verschiedene Urteile fiir wichtige Aspekte ge-
klart. Von grofRer Bedeutung sind die Entscheidungen des BVerwG zur ,,Grol¥flachigkeit” von Einzel-
handelsbetrieben. Danach sind Einzelhandelsbetriebe groRflachigi. S. v. § 11 Abs. 3 Nr. 2 Satz 1
BauNVO, wenn sie eine Verkaufsflache von 800 gm tberschreiten. Grof¥flachige Einzelhandelsbe-
triebe sind planungsrechtlich nur in Kerngebieten oder Sondergebieten zulassig. Einzelhandelsnut-

3 (zu den Moglichkeiten der Abweichung von der Vermutungsschwelle vgl. Bericht der Arbeitsgruppe Strukturwandel im
Lebensmitteleinzelhandel und § 11 Abs. 3 BauNVO, ZfBR 2002, 598)

4 BVerwG, Beschluss v. 10. 11. 2004, Az. 4 BN 33.04, BauR 2005, 818
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zung bis 800 gm Verkaufsflache sind mit Ausnahme von Industrie- und Sondergebieten, die der Erho-
lung dienen, in allen anderen Baugebieten generell oder ausnahmsweise zulassig. Die Zulassigkeit
wird jedoch beschrankt durch ihre gebietsbezogene Versorgungsfunktion und das Schutzniveau des
Baugebietes.

Ein Einzelhandelsbetrieb mit einer Nutzflache von hdchstens 400 gm kann als "Nachbarschaftsladen"
oder "Convenience-Store" ein festsetzungsfahiger Anlagentyp im Sinne von § 1 Abs. 9 BauNVO seins.
Unzulassig ware allerdings die unreflektierte Ubernahme der Rechtsprechung zum ,,Convenience-
Store” mit 400 gm Nutzflache als Festsetzungen in einem B-Plan, wenn dieser Anlagentyp in der Rea-
litat in einer Gemeinde nicht vorhanden ist. Ein lupenreiner Typ eines Nachbarschaftsladens mit ei-
ner klar definierten GrofSe als Unterart eines Ladens wird es in der Realitat erfahrungsgemafd kaum
geben.

Auch bei Festsetzung eines Sondergebietes fir Einzelhandelseinrichtungen ist die Gemeinde nicht
vollig frei. Sie ist an die Ermachtigungsgrundlagen des § 1 BauNVO gebunden. Nach der Rechtspre-
chung des BVerwG ist eine baugebietsbezogene, vorhabenunabhangige Verkaufsflachenobergrenze
zur Steuerung des Einzelhandels in einem Sondergebiet mangels Rechtsgrundlage unzulassigs, die zu-
gleich bei der Zulassung von Vorhaben das ,, Windhundprinzip” beglinstigt. Diese Rechtsprechung er-
schwert die Steuerung des Einzelhandels in sonstigen Sondergebieten nach § 11 BauNVO erheblich.

2.5 Ungeklarte Sachverhalte der Steuerung des Einzelhandels

Nach wie vor ungeklart bleibt die Frage, wie die in § 11 Abs. 3 BauNVO genannten Auswirkungen ei-
nes Vorhabens auf zentrale Versorgungsbereiche in der Gemeinde oder einer Nachbargemeinde im
Genehmigungsverfahren rechtssicher zu bestimmen sind?’.

Die Ansiedlung mehrerer kleiner selbststandiger Liden und Einzelhandelsbetriebe ist planungsrecht-
lich regelmaRig in nahezu allen Baugebieten zuldssig, da jedes Vorhaben fiir sich betrachtet wird.
Eine Gesamtbetrachtung der Verkaufsflaichen der einzelnen Betriebe ist nur unter ganz bestimmten
Voraussetzungen zuldssigs. Die Agglomeration solcher Einzelhandelseinrichtung ist planungsrechtlich
kaum zu steuern und die Ablehnung eines an sich zulassigen Vorhabens im Genehmigungsverfahren
Uber § 34 Abs. 3 BauGB oder im Geltungsbereich eines B-Plans nach § 15 BauNVO bietet keine Ge-
wahr zu Sicherung einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung. Nur eine flaichendeckende Bauleit-
planung zur gemeindeweiten Steuerung des Einzelhandels kann Agglomerationen an nicht integrier-
ten Standorten verhindern.

Ebenfalls noch nicht geklart ist der Umgang mit Tankstellenshops als Laden oder Einzelhandelsbe-
triebe, insbesondere die Frage ihrer Zulassung als einer Tankstelle dienende Nebenanlage, als eigen-
standige Hauptnutzung, ihre typische GroRe der Verkaufsflache sowie deren Warenangebot, das
rechtlich nur ein auf Reisebedarf beschranktes Sortiment aufweisen darfe.

5 BVerwG, Beschluss v. 8. 11. 2004, Az. 4 BN 39.04, BauR 2005, 513
6 BVerwG, Urteil v. 3. 4. 2008, Az. 4 CN 3.07, BauR 2008, 1273-1278

7 Urteil des BVerwG v. 11.10.2007, Az. 4 C 7.07; UPR 2008, 67 OVG Miinster v. 11.12.2006, Az. 7 A 964/05; UPR 2007, 393;
OVG Minster, Urteil v. 13. 6.2007, Az. 10 A 2439/06; BauR 2007, 2012

8 BVerwG, Urteil v. 24. 11.2005, Az. 4 C 8.05, BauR 2006, 648
9 Vgl. Klinge in: Bunzel u.a. Baurecht, § 4a Ziff. 2.2.1.4
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3. Analyse der Zulassigkeit unterschiedlicher Typen des Einzelhandels im
Geltungsbereich von Bebauungspldanen und in unbeplanten Innenberei-
chen

In fast allen Baugebietstypen sind Einzelhandelsbetriebe zuldssig, aber nicht in jedem Gebiet jede Art
von ihnen. Das Modell der BauNVO beruht auf der Grundvorstellung, dass in jedem Baugebiet nur
diejenigen Einzelhandelsbetriebe zuldssig sein sollen, deren Auswirkungen gebietsvertraglich sind,
also den Gebietscharakter nicht beeintrachtigen. Das maRgebliche Unterscheidungskriterium dabei
sind die von Einzelhandelsnutzungen ausgehenden typischen Stérungen, insbesondere der mit ihnen
verbundene Liefer- und Kundenverkehr. Diese Storungen treten grundsatzlich desto starker in Er-
scheinung, je mehr Kunden der Betrieb fiir eine wirtschaftliche Existenz bendtigt, und die Anzahl der
Kundenverkehrsbewegungen hangt nach von der GroRe der Verkaufsflache und / oder der Zahl der
Parkplatze ab. Doch auch das Sortiment spielt eine Rolle: Ein Lebensmitteldiscounter oder Getranke-
markt, der eine eng begrenzte Auswahl standardisierter Artikel anbietet, zielt im Allgemeinen auf ei-
nen groBeren Kundenkreis als ein Vollversorger mit derselben Verkaufsflache, weil das Einkaufsver-
halten weiter Kundenkreise sich darauf eingestellt hat, die discounter-typischen Waren dort und die
im Ubrigen benétigten Artikel anschlieBend bei einem Vollversorger zu kaufen.

Die hier abgedruckte tabellarische Ubersicht zeigt die Zuldssigkeit von Einzelhandelsbetriebe in den
Baugebieten der BauNVO 1990/2017.

Einzelhandel in der BauNVO 1990/ 2017

Gebietsart Ausnahmsweise Zulds-

sigkeit

RegelmaRige Zuldssigkeit Unzuldssigkeit

§ 2 BauNVvVO: WS Laden zur Gebietsversorgung Grolflachiger Einzel-
handel, z.B. Einkaufs-

zentren

§ 3 BauNVvVO: WR Grolflachiger Einzel-
handel, z.B. Einkaufs-

zentren

Gebietsversorger zur
Deckung des taglichen
Bedarfs

§ 4 BauNVvVO: WA Laden zur Gebietsversorgung Grolflachiger Einzel-
handel, z.B. Einkaufs-

zentren

§ 4a BauNVO: WB | Mit Wohnnutzung vereinbare Grolflachiger Einzel-
handel, z.B. Einkaufs-

zentren

e Liden

§ 5 BauNVvVO: MD Nicht wesentlich stérende Grolflachiger Einzel-
handel, z.B. Einkaufs-

zentren

e Einzelhandelsbetriebe

§ 6 BauNVO: Ml Nicht wesentlich stérende

e Einzelhandelsbetriebe

Grolflachiger Einzel-
handel, z.B. Einkaufs-
zentren

§ 6a BauNVO MU Nicht wesentlich stérende

e Einzelhandelsbetriebe

Grolflachiger Einzel-
handel, z.B. Einkaufs-
zentren
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§ 7 BauNVO: MK o groRflachige Einzelhandelsbe-
triebe

e Einkaufszentren

§ 8 BauNVO: GE Laden zur Gebietsversorgung un- GroRflachiger Einzel-
ter dem Begriff Gewerbebe- handel, z.B. Einkaufs-
triebe aller Art zentren

§ 9 BauNVO: GI Nach vorherrschender Meinung GroRflachiger Einzel-
unzuldssig handel, z.B. Einkaufs-

zentren

§ 11 BauNVO: SO e Einkaufszentren

o GroRflachige Einzelhandelsbe-
triebe i.S. Nr. 2 BauNVO

e GroRflachige Handelsbetriebe
i.S. Nr. 3 BauNVvVO

In den nur oder liberwiegend dem Wohnen dienenden Baugebieten sind Ldden und Einzelhandelsbe-
trieb zwar zuldssig, unterliegen jedoch aufgrund ihre Versorgungsfunktion und ihrem hohen Schutz-
niveau relativ starken Restriktionen. Deshalb sind Wohngebiete fiir Fehlentwicklungen im Einzelhan-
del weniger anfallig als Gewerbegebiete sowie diffuse unbeplante Innenbereiche. In diffusen unbe-
planten Innenbereichen kdnnen stadtebauliche Zielkonflikte durch zuldssige neue oder der Erweite-
rung bestehenden, fehlallokalisierter Einzelhandelsnutzungen Missstande bis zum Sanierungstatbe-
stand verscharfen und dabei die zentralen Versorgungsbereiche stark gefdahrden. In Gewerbegebie-
ten sind Einzelhandelsnutzungen als Gewerbebetriebe aller Art generell zulassig. Das Fehlentwick-
lungspotential ist folglich in dlteren, meist ungegliederten Bebauungsplanen mit der Festsetzung Ge-
werbegebiet besonders hoch.

Beglinstigt sind Einzelhandelsbetriebe, insbesondere grofkflachige Einzelhandelsbetriebe in Kern- und
speziellen Sondergebieten nach § 11 BauNVO, in denen aufgrund der zuldssigen hohen baulichen
Dichten entsprechend groRe Vorhaben errichtet werden kénnen.

3.1 Steuerungsinstrumente des Einzelhandels durch Festsetzungen im Bebau-
ungsplan

Einzelhandels- und Zentrenkonzepte sind informelle Planungen ohne unmittelbare Rechtswirkung

nach aullen; sie kdnnen Baurechte weder schaffen noch vernichten. Sie bediirfen daher einer Umset-

zung durch Bebauungspline. Dabei kann eine Steuerung uber Positivfestsetzungen oder / und Aus-

schlussfestsetzungen erfolgen. Dies kann in Rahmen von Neuplanung oder der Uberplanung von be-

standsgebieten erfolgen.

Im Rahmen von Positivfestsetzungen werden die nach dem Einzelhandelskonzept bestimmten zent-
ralen Versorgungsbereiche entsprechend ihrer Versorgungsfunktion (Haupt- und Nebenzentrum,
Nahversorgungszentrum oder Sonderstandorte) als Baugebiete (MK, MI, MU, SO-Gebiete fiir Haupt-
zentren oder als SO, WA, WB-Gebiete fiir Nahversorgungszentren) festgesetzt. In den so festgesetz-
ten Baugebieten sind die Einzelhandelseinrichtungen entsprechend des Einzelhandelskonzepte zulas-

sig.
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Bei der Steuerung Uber Ausschlussfestsetzungen werden auBerhalb der zentralen Versorgungsberei-
che in den betreffenden Baugebieten die Einzelhandelsnutzungen ausgeschlossen oder einge-
schrankt, die die zentralen Versorgungsbereiche gefahrden kénnen.

Wahrend die Neuaufstellung von Bebauungsplanen auf bisher unbebauten Flachen zur Steuerung
des Einzelhandels kaum Probleme bereitet, gestaltet sich die Uberplanung von Bestandsgebieten als
schwierig. In Bestandsgebieten sind oftmals Nutzungen vorhanden, die mit den Zielen des Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzeptes kollidieren, Bestandsschutz genieRen und meist am Standort mit Ent-
wicklungsperspektiven bleiben méchten. Oftmals widersprechen diese Nutzungen zugleich den Zie-
len der Raumordnung bzw. der Landesplanung. Eine Verlagerung der Nutzungen ist regelmaRig aus
Kostengriinden ausgeschlossen, weshalb in Einzelhandelskonzepten Wege zur Konfliktbewaltigung
aufzuzeigen und mit dem zur Verfligung stehenden planerischen Instrumentarium (z.B. § 1 Abs. 10
BauNVO, Sonderstandorte, GroRe- und Sortimentsbeschrankungen in Sondergebieten) umzusetzen
sind.

Abbildung 1: Bebauungsplantypen zur Einzelhandelssteuerung

Bebauungsplane zur Einzelhandelssteuerung

Positivplanungen Ausschlussplanungen
(fur planerisch gewollte Einzelhandelsstandorte) (gegen ungewollte Einzelhandelsstandorte)
Gebietsfestsetzungen Ausschluss oder Beschrankung des
fur Zentrenrelevanten Einzelhandels durch

7

~ /

Sonderstandorte fur Haupt- und Grund- und

achi ; Anderung oder Aufstellung einfacher
groBfiachigen EinzelnandeNebenzentren: Nahversorgungszentren o
mit nicht zentrenrelevanten . Aufstellung vc_:_n . Bebauungsplane im )
i . Bebauungsplanen mit unbeplanten Innenbereich
Kernsortimenten- . -
) - Kerngebiet Gebietsfestsetzungen mit
- Sondergebiet - Sondergebiet - Sondergebiet mit
- Mischgebiet - Mischgebiet
- Besonderes Wohngebiet ‘ ‘
Ausschlussfestsetzunge Ausschlussfestsetzunge
nnach§1Abs 5u. 9 nnach § 9Abs. 2a
BauNO \ BauGB
Ausnahmen:

+ Werksverkauf
+ kleine Nahversorgungsladen/Kioske
+ Tankstellen-Shops
+ erweiterter Bestandsschutz fir
6
bestehende
Betriebe

Quelle: Vortrag Dr. Janning 7.11.2011 IHK Bielefeld
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3.2  Analyse der Zul3dssigkeit unterschiedlicher Typen des Einzelhandels in homo-
genen unbeplanten Innenbereichen nach § 34 Abs. 2 BauGB i.V.m. der
BauNVO sowie Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB.

Der unbeplante Innenbereich nach § 34 BauGB differenziert nach zwei Gebietskategorien, den homo-
gen, einheitlich strukturierten Gebieten die einem Baugebietstyp nach der BauNVO entsprechen (§
34 Abs. 2 BauGB - faktische Baugebiete) und solchen, die keinem Baugebietstyp entsprechen, diffuse
Gebiete, meist stadtebauliche Gemengelagen (§ 34 Abs. 1 BauGB).

In den faktischen Baugebieten nach § 34 Abs. 2 BauGB bestimmt sich die Art der zuldssigen baulichen
Nutzung nach den Zulassigkeitstatbestanden der BauNVO. In den faktischen Baugebieten sind folglich
nur die Einzelhandelsnutzungen nach den Vorgaben des BauNVO zulassig. GroRflachiger Einzelhan-
delsbetrieb im Sinne des § 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO kann sich von der Art der Nutzung her nur in fakti-
schen Kerngebieten oder in faktischen Sondergebieten einfligen; in allen anderen Baugebieten sind
diese Nutzungen unzuldssig.

Das Fehlentwicklungspotential in den faktischen Baugebieten bzgl. einer Ansiedlung von Einzelhan-
delsbetrieben ist gering, sofern die Baugebiete sich an stadtebaulich integrierten Standorten nach
dem Einzelhandelskonzept befinden. Fiir nicht integrierte Standorte mit Fehlentwicklungspotential
besteht ein Erfordernis zur Uberplanung durch Aufstellung von Bebauungspldnen.

Flr die Steuerung des Einzelhandels in unbeplanten Innenbereichen, sowohl fiir Gebiete mit einheit-
licher Struktur als auch solcher mit diffuser Struktur, spielen Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB keine
oder nur eine nachrangige Bedeutung. Die Satzungen nach Absatz 4 haben sowohl fiir faktische Bau-
gebiete nach § 34 Abs. 2 BauGB sowie fiir Gemengelagen nach § 34 Abs. 1 BauGB nur insoweit Be-
deutung, als sie an Anwendungsbereich des § 34 BauGB bestimmen. In den Satzungen nach § 34 Abs.
4 Nr. 2 und 3 BauGB kénnen einzelne Festsetzungen wie in einem Bebauungsplan getroffen werden.
Grundsatzlich waren einzelne Regelungen zum Einzelhandel méglich, meist jedoch nicht geboten.

3.3 Analyse der Zuldssigkeit unterschiedlicher Typen des Einzelhandels in hetero-
genen unbeplanten Innenbereichen nach § 34 Abs. 1 BauGB

In unbeplanten Innenbereich nach § 34 Abs. 1 BauGB mit diffuser Gebietsstruktur richtet sich die Zu-
lassigkeit von Vorhaben nach den bereits vorhandenen, pragenden Nutzungen. Ist das pragende Nut-
zungsspektrum weit, beispielsweise von Wohnungen bis grof3flachigem Einzelhandel, sind alle Nut-
zungen zuldssig, die sich innerhalb des vorgefundenen Rahmens halten. Folglich ist das Fehlentwick-
lungspotentials fiir eine weitere Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben an nicht integrierten und
dem Einzelhandelskonzept widersprechenden Standorten sehr groR. Fiir diffuse unbeplante Innenbe-
reiche besteht regelmalig ein Erfordernis zur Aufstellung von Bebauungsplanen zur Verhinderung
von Fehlentwicklungen.

Einzelhandels- und Zentrenkonzept Stadt Eisenach Seite 11 von 21



P L A N Manteuffelstrale 111
un d 10997 Berlin

Tel: +49 (0)30 6165348-10

P R A X I S Fax: +49 (0)30 6165348-99

Mail: berlin@planundpraxis.de

3.4 Bebauungsplan zur Uberplanung unbeplanter Innenbereiche zur Einzelhan-
delssteuerung

Mit § 9 Abs. 2a BauGB wurde den Gemeinden ein spezieller Typ eines einfachen B-Plans gegeben, um
im unbeplanten Innenbereich besser zu steuern, mit dem Ziel der Erhaltung, Erneuerung, Fortent-
wicklung, Anpassung und dem Umbau vorhandener Ortsteile sowie der Erhaltung und Entwicklung
zentraler Versorgungsbereiche im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 4 Rechnung zu tragen.

Nach § 9 Abs. 2a BauGB kann die Gemeinde fiir unbeplante Innenbereiche einen einfachen B-Plan zur
Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche aufstellen und isoliert bestimmen, dass
nur bestimmte Arten der baulichen Nutzung zuldssig, unzuldssig oder nur ausnahmsweise zulassig
sind. Mit einem derartigen einfachen B-Plan i. S. v. § 30 Abs. 3 verzichtet die Gemeinde bewusst auf
die Festsetzung eines Baugebietes und steuert nur gezielt einzelne Nutzungen, tGiberwiegend Einzel-
handelseinrichtungen, um zentrale Versorgungsbereiche vor Fehlentwicklungen an anderer Stelle im
Gemeindegebiet zu schiitzen. Denkbar ware ein einfacher B-Plan, der alle gefdhrdeten unbeplanten
Innenbereiche der Gemeinde in einem Verfahren tiberplant. Dabei kdnnen die Festsetzungen fir
Teile des raumlichen Geltungsbereichs des B-Plans unterschiedlich getroffen werden. Gerade diese
differenzierte Steuerungsmoglichkeit eréffnet den Gemeinden die Mdoglichkeit auf bestehende Nut-
zungen Riicksicht (meist die zu steuernden Einzelhandelseinrichtungen) zu nehmen, die beispiels-
weise von einer Ausschlussregelung ausgenommen werden, um einem Planungsschaden vorzubeu-
gen. Damit solche einfachen B-Pldane ihre Wirkungen entfalten kdnnen, sind — soweit dies nicht be-
reits durch das vorhandene Planungsrecht sichergestellt ist - in den zu erhaltenden oder zu entwi-
ckelnden zentralen Versorgungsbereiche die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, dass
sich hier die Nutzungen ansiedeln und entwickeln kénnen, die dem Versorgungsbereich dienen. In
der Regel sind fiir die zentralen Versorgungsbereiche qualifizierte B-Plane aufzustellen bzw. vorhan-
dene B-Plane zu andern oder zu erganzen, um Fehlentwicklungen vorzubeugen.

3.5 Zusammenfassende Einschiatzung

Fiir eine gezielte Steuerung der Einzelhandels- und Zentrenentwicklung mit Hilfe der aufgezeigten
Rechtsinstrumente ist die Aufstellung eines gemeindlichen Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes aus
rechtlichen und kommunalpolitischen Griinden unabdingbar.

Die Umsetzung der Ziele von Einzelhandels- und Zentrenkonzepten ist planungsrechtlich nur tGber die
Bauleitplanung moglich und immer dann geboten, wenn Fehlentwicklungen drohen.

Das Steuerungserfordernis und das Steuerungsinstrumentarium sind abhangig von geltenden Bau-
recht (§ 30 oder § 34 BauGB), den Zielen des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes, der Gefahr von
Fehlentwicklungen und den Entwicklungsdruck.

Das rechtliche Steuerungsinstrumentarium zum Einzelhandel beginnt auf Ebene der Raumordnung
und differenziert sich bis zur Ebene der Bauleitplanung immer weiter aus. Auf Ebene der Bauleitpla-
nung ist eine das gesamte besiedelte Gemeindegebiet erfassende Planung und Steuerung des Einzel-
handels durch unterschiedliche Typen von qualifizierten und einfachen Bebauungspldanen moglich.

Hohe Anforderungen werden an die Uberplanung bestehender Gebiete mit Fehlentwicklungen im
Einzelhandel gestellt, insbesondere dann, wenn in genehmigte und ausgelibte Nutzungen eingegrif-
fen werden soll. Besonders problematisch sind Fehlentwicklungen in Gewerbegebieten, in denen sich

10 vgl. Klinge in: Bunzel u.a. Baurecht, § 9 Abs. 2a, Ziff. 5
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Einzelhandelsnutzungen verfestigt haben, die weder landesplanerischen noch bauleitplanerischen
Zielen entsprechen. In diesen Gemengelagen bedarf es des Einsatzes aller konfliktmindernder Instru-
mente des BauGB und der BauNVO, einschlieflich der landesplanerischen Abweichungsmaoglichkei-
ten von Zielen. Der Handlungsdruck in diesen Gebieten ist besonders grol3, um einer weitere Verfes-
tigung der Konflikte zu vermeiden.

Einzelhandels- und Zentrenkonzept Stadt Eisenach Seite 13 von 21



P L A N ManteuffelstraRe 111
un d 10997 Berlin
Tel: +49 (0)30 6165348-10

P R A X I S Fax: +49 (0)30 6165348-99

Mail: berlin@planundpraxis.de

4, Anforderungen aus dem Einzelhandelskonzept an die bauleitplaneri-
sche Entwicklung der unterschiedlichen Versorgungsbereiche

4.1 Einkaufsinnenstadt Eisenach

Fiir den zentralen Versorgungsbereich der Innenstadt ist die Sicherung und Weiterentwicklung der
bestehenden Einzelhandelsfunktion sowie der Vielfalt kleiner Fachgeschéfte, insbesondere durch
bauleitplanerische Steuerung des zentrenrelevanten Einzelhandels.

Der Bebauungsplan Nr. 4 ,Noérdliche Innenstadt” setzt Teilflachen des nordlichen zentralen Versor-
gungsbereichs als Kerngebiet und eine kleinere Teilflache als besonderes Wohngebiete, mit einer
Feinsteuerung zur Zulassigkeit von Vergnligungsstatten und ausreichenden baulichen Entwicklungs-
moglichkeiten fest. Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans sind zur Steuerung des Einzelhandels
keine weiteren planerischen Aktivitdten geboten.

Abbildung 2: Einkaufsinnenstadt Eisenach
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Quelle: Konzept 04/2021 Fortschreibung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes

Die Uibrigen Teilflachen des zentralen Versorgungsbereichs sind nach § 34 BauGB zu beurteilen. Auf
der Grundlage einer Realnutzungskartierung in den Kategorien der BauNVO ist eine Zuordnung zu §
34 Abs. 1 bzw. § 34 Abs. 2 BauNVO vorzunehmen. Hieraus lasst sich das Planungserfordernisi.S.v. § 1
Abs. 3 BauGB zur Aufstellung eines qualifizierten Bebauungsplans nach § 30 BauGB oder eines einfa-
chen Bebauungsplans nach § 9 Abs. 2b BauGB ableiten. Sofern erkennbare Fehlentwicklungen im Ein-
zelhandel einen kurzfristigen Handlungs- und Steuerungsbedarf begriinden, empfiehlt sich die Einlei-
tung eines Bebauungsplans nach § 9 Abs. 2a BauGB mit entsprechenden Plansicherungsinstrumen-
ten. Sofern fiir den zentralen Versorgungsbereich Innenstadt ein Bebauungsplan aufgestellt wird, ist
in Entwicklung aus den Darstellungen des Flachennutzungsplans aus den gemischten Bauflachen so-
wohl die Festsetzung als Kerngebiet, urbanes Gebiet oder Mischgebiet denkbar.

11 Der Untersuchung liegen die rechtskraftigen Bebauungsplane Nr. 1, 2, 3.1, 3.2,4,5,9,10,12,14, 17,22, 22.2, 23.1, 27, 33,
36, 38, 40, 41.1, 43 und 50 der im Internet veroffentlichten Plane zugrunde.
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4.2 Standortbereich Tor zur Stadt

Ostlich der Eisenacher Einkaufsinnenstadt ist an einem Standortbereich gegeniiber des Bahnhofs im
Rahmen der Bauleitplanung mit intensiver Blirgerbeteiligung das Fachmarktzentrum ,Tor zur Stadt”
entwickelt worden. Das Fachmarktzentrum wurde im Oktober 2020 eréffnet. Der Standortbereich
erganzt das Angebot der Einkaufsinnenstadt im zentren- und zentren- und nahversorgungsrelevanten
Sortimentsbereich hinsichtlich groRflachiger Einzelhandelsangebote. Sofern der Bebauungsplan noch
nicht als Satzung beschlossen wurde, empfiehlt das Einzelhandels- und Zentrenkonzept die planungs-
rechtliche Festschreibung der realisierten Verkaufsflachen, verbunden mit einer Wiederholung von
Verfahrensschritten. Ist das Bauleitplanverfahren abgeschlossen, scheidet diese Moglichkeit weitge-
hend aus, weil die Plangewahrleistungsgarantie zur Verhinderung eines Planungsschadens i.S.v. § 42
BauGB noch nicht abgelaufen ist.

Abbildung 3: Standortbereich Tor zur Stadt
: =]
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Quelle: Konzept 04/2021 Fortschreibung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes

Nahversorgungszentrum Nord

Das Nahversorgungszentrum Nord ist ein zentraler Versorgungsbereich im Norden der Kernstadt Ei-
senach. Fir die Bauleitplanung wird eine genaue raumliche Festlegung des zentralen Versorgungsbe-
reiches empfohlen. Da flir den Versorgungsbereich kein verbindliches Baurecht besteht und bauliche
Expansionsmoglichkeiten weitgehend auf die Flachen 6stlich der Stredaer Allee beschranken, be-
grindet sich ein aktuelles bauleitplanerisches Handlungserfordernis nur dann, wenn die Eigentums-
verhaltnis Fehlentwicklungen begriinden. Die Abgrenzung des zentralen Versorgungsbereichs nach
dem Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes als informelle Planung i.S.v. § 1 Abs. 11 BauGB ist fiir die
Zulassung von Vorhaben nach § 34 BauGB unbeachtlich. Der Zentrale Versorgungsbereich kann ledig-
lich ein Planungserfordernis nach § 1 Abs. 3 BauGB begriinden. Allerdings ist der Standort im FNP als
Wohnbauflache und ergédnzend als zentraler Versorgungsbereich dargestellt, weshalb nutzungsstruk-
turelle Fehlentwicklung bei fehlendem Entwicklungsdruck derzeit nicht zu befiirchten sind. Bauliche
Entwicklungsmoglichkeiten innerhalb des zentralen Versorgungsbereichs sind auf Grundlage des gel-
tenden Baurechts - § 34 BauGB - nur innerhalb des vorgegebenen pragenden Rahmens moglich.

Einzelhandels- und Zentrenkonzept Stadt Eisenach Seite 15 von 21



P L A N ManteuffelstraRe 111
un d 10997 Berlin
Tel: +49 (0)30 6165348-10

P R A X I S Fax: +49 (0)30 6165348-99

Mail: berlin@planundpraxis.de

Abbildung 4: Nahversorgungszentrum Nord
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Quelle: Konzept 04/2021 Fortschreibung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes

4.3 Nahversorgungszentrum Karlskuppe

Das Nahversorgungszentrum Karlskuppe ist ein zentraler Versorgungsbereich mit einer Versorgungs-
funktion primar fir den kurzfristigen Bedarf, erganzt durch einen nicht unerheblichen Verkaufsfla-
chenanteil an Warengruppen des mittelfristigen Bedarfsbereiches. Fiir die Bauleitplanung wird eine
genaue raumliche Festlegung des zentralen Versorgungsbereiches empfohlen.

Aufgrund der Versorgungsfunktion des Nahversorgungszentrums Karlskuppe fiir die nordwestliche
Kernstadt Eisenachs steht die Sicherung und Starkung der bestehenden Angebote im zentren- und
nahversorgungsrelevanten Sortimentsbereich im Mittelpunkt. Diese sollen in allen stadtebaulichen
und stadtentwicklungspolitischen Planungen der Stadt Eisenach, die einen Bezug zum Nahversor-
gungszentrum Karlskuppe aufweisen, beriicksichtigt werden. Im FNP ist der Standort innerhalb eine
gemischten Bauflache als zentraler Versorgungsbereich dargestellt. Da fir den Standort kein verbind-
liches Baurecht i.S.v. § 30 BauGB besteht, begriindet sich nur dann ein Planungserfordernis, wenn
Fehlentwicklungen drohen. Der im FNP dargestellte Versorgungsbereich selbst ist baulich weitge-
hend ausgeschopft.
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Abbildung 5: Nahversorgungszentrum Karlskuppe
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Quelle: Konzept 04/2021 Fortschreibung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes

4.4 Nahversorgungszentrum Altstadtstralle

Das Nahversorgungszentrum AltstadtstraBe weist eine Versorgungsfunktion primar fur den kurzfristi-
gen Bedarf auf. Die Versorgungsfunktion des Nahversorgungszentrums konzentriert sich auf die 6stli-
chen Wohnsiedlungsbereiche der Eisenacher Kernstadt. Im FNP ist der Standort innerhalb einer ge-
mischten Bauflache als zentraler Versorgungsbereich dargestellt. Geltendes Baurecht des baulich
weitgehend ausgeschdpften Standortes ist § 34 BauGB.

Abbildung 6: Nahversorgungszentrum Altstadtstrafle
Funktion
e Nohrungs- und Genussmittel
e sonstiger kurzfristiger Bedarf
e mittelfristiger Bedarf
¢ langfristiger Bedarf
e Zentrenergéinzende Funktion

Leerstand

Betriebsgréfenstruktur in m?
0-99m?
100 - 399 m?
400 - 799 m?

800 - 3999 m?
cb 4,000 m? °
Zentren- und Standortabgrenzungen

[] ZVB-Abgrenzung ZK 2013
[ zve-Abarenzung EHK 2021

100 m

Quelle: Konzept 04/2021 Fortschreibung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes
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4.5 Nahversorgungsstandorte

Nahversorgungsstandorte sind in allen Baugebieten mit unterschiedlicher Versorgungsfunktion
grundsatzlich zuldssig und nutzungsstrukturell zur moéglichst fuBlaufigen Versorgung der Bevolkerung
mit Waren zur Deckung des taglichen Bedarfs (WR) oder des periodischen Bedarfs (WA, WB, MI, MD,
MU, MK, GE) grundsatzlich bis zu einer GroBe von 800 gm Verkaufsflache zuldssig. Im Einzelfall sind
gemall § 11 Abs. 3 BauNVO sowohl gréRere als auch kleine Verkaufsstatten zuldssig.

Abbildung 7: Nahversorgungsstandorte im Stadtgebiet

Administrative Grenzen ﬁf
77

[ Kommune

Betriebstyp
Lebensmitteldiscounter
. Lebensmittelvolisortimenter
BetriebsgréBenstruktur in m?
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! 800 - 1499 m?
~ ) 15003999

) ab 4.000 m?
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s "0y 7 o /LTy
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Hl 8-Minuten Isochrone T 2 .
Z4

Zentren- und Standortabgrenzungen

[ Zve-Abgrenzung EHK 2021 LB~
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1.000m torer
— /
P Tl (e
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pnzurt_?ichend stadtebaulich ssnaAeny EEAdtabaliicha Sariiere
integriert

Quelle: Konzept 04/2021 Fortschreibung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes

Die nachfolgend aufgefiihrten Standorte erfiillen die Funktion eines Nahversorgungstandortes mit
strukturpragenden Lebensmittelmarkte:

- Ernst-Thalmann-StralRe (Netto)

- AltstadtstralRe (Netto)

- August-Rudloff-Stralle (Nahkauf)
- BarfuRerstralRe (Tegut)

- Gothaer StralRe (Norma)

- Julius-Lippold-StralRe (Rewe)

- Rennbahn (Norma)

- Kupferhammer (Netto)

- Karl-Marx-StralRe (Netto) und
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- ClemdastraRe (Lidl)

Im Stadtgebiet befinden sich 4 nicht stadtebaulich integrierte Standort, Am Stadtweg (Lidl), Bleichra-
sen (Rewe Center), Miihlhduser StraBe (Marktkauf) und der Standort Neue Wiese (Kaufland).

Grundsatzlich besteht fiir die Standorte der Nahversorgung kein bauleitplanerisches Handlungserfor-
dernis, weil diese Nutzungen in allen Baugebieten zur Versorgung der Bevolkerung erforderlich sind.
Um stadtebaulich unerwiinschte Einzelhandelsagglomerationen zu vermeiden oder Nahversorgungs-
standorte an stadtebaulich integrierten Standorten anzusiedeln, kdnnen durch die Aufstellung quali-
fizierter Bebauungsplane in allen Baugebieten entsprechende Standorte explizit gesichert werden.
Flr die Steuerung im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) er6ffnet die Aufstellung von Bebau-
ungsplane nach § 9 Abs. 2a BauGB eine gezielte grof¥flachige Steuerung auf der Grundlage des Einzel-
handels- und Zentrenkonzepte.

Nicht integrierte Nahversorgungsstandorte unterliegen regelmaRig bauordnungsrechtlichen Be-
standsschutz. Im Rahmen einer bauleitplanerischen Uberplanung bietet sich eine Fremdkérperfest-
setzung nach § 1 Abs. 10 BauNVO an, die sowohl im qualifizierten Bebauungsplans wie auch in einem
einfachen Bebauungsplan nach § 9 Abs. 2a BauGB mdglich ist und einen erweiterten Bestandschutz
eroffnet, wenn Eingriffe in genehmigte und ausgelibte Nutzungen abgemindert werden sollen.

5. Fehlentwicklungspotentiale

5.1 Gewerbegebiete

In ungegliederten Gewerbegebieten sind Einzelhandelsbetriebe nach der Rechtsprechung als zulas-
sige Unterart von Gewerbebetrieben alle nach § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO grundsétzlich bis 800 gm Ver-
kaufsflache zuldssig. Da auRer Gber § 15 BauNVO keine Moglichkeit der Agglomeration mehrere Nah-
versorgungsladen in Gewerbegebieten bestehen, empfiehlt sich eine Prifung der Zulassigkeit von
Einzelhandelsnutzungen in Gewerbegebieten. Dabei kann dem Werksverkauf durch entsprechende
textliche Regelungen hinreichend entsprochen werden. Sofern Fehlagglomerationen bereits einge-
treten sind, eroffnet die Fremdkorperfestsetzung nach § 1 Abs. 10 BauNVO eine planerische Steue-
rung ohne Planungsschaden zu begriinden.

Uber Gewerbeentwicklungskonzepte und deren bauleitplanerische Sicherung von Gewerbe- und In-
dustriegebieten fiir produzierende Handwerks-, Gewerbe- und Industriebetrieben durch die Aufstel-
lung oder Uberplanung durch Bebauungsplane lassen sich gezielt und oftmals in Sammelverfahren
Fehlentwicklungen durch ein Eindringen unvertragliche stadtebaulicher Nutzungen sehr gezielt ver-
meiden.

5.2 Vergnigungsstatten

Von den in Misch-, Dorf-, urbane Gebieten sowie Kern- und Gewerbebieten generell oder ausnahme-
weise zuldssigen Vergnlgungsstatten gehen von den Unterarten Spielhallen und Wettbiros , trading-
down-effecte” aus, die zentrale Versorgungsbereiche gefahrden kénnen. Auf der Grundlage eines

Vergniligungsstattenkonzepte kénnen direkt vergleichbar der Steuerung des Einzelhandels mit unter-
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schiedlichen Typen von Bebauungsplanen - § 30, § 9 Abs. 2b BauGB - diese Nutzungen bauleitplane-
risch an stadtebaulich integrierten Standorten zugelassen und an nicht integrierten Standorten aus-
geschlossen werden.

Abbildung 7: Zulassigkeit von kerngebietstypischen (k) und nicht kerngebietstypischen (nk) Spielhallen in den
jeweiligen Fassungen der BauNVO von 1962 bis 1990/2017

k k k
_ unzuldssig unzuldssig unzuldssig unzuldssig unzuldssig unzuldssig
_ unzuldssig unzuldssig unzuldssig unzuldssig unzuldssig unzuldssig
ausnahms- unzuldssig unzuldssig unzulassig unzulassig unzulassig
weise
zuldssig
- - ausnahms- unzulassig ausnahms- unzulassig
weise zulas- weise
sig zulassig
zulassig unzulassig zuldssig unzulassig ausnahms- unzulassig
weise
zuldssig
zulassig unzuldssig zulassig unzuldssig Zulassig / unzulassig
ausnahms-
weise zulds-
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- - - - Zulassig / unzulassig
ausnahms-
weise zulds-
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_ zuldssig zuldssig zuldssig zuldssig zuldssig zuldssig
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weise zuldas-  weise zulds-
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zuldssig

Klinge in: Bunzel u.a. Baurecht, § 4a Ziff. 2.2.1.4

5.3 Unbeplante Innenbereich gemaR § 34 Abs. 1 BauGB

Wahrend fiir homogene unbeplante Innenbereiche nach § 34 Abs. 2 BauGB die BauNVO die Art der
zuldssigen Nutzungen begriindet und damit einen verbindlichen und stadtebaulich vertraglichen Rah-
men fiir die Zulassung von Vorhaben bildet, weisen heterogen unbeplanten Innenbereiche nach § 34
Abs. 1 BauGB ein groRes Gefahrdungspotential fir Fehlentwicklungen auf. Der in heterogenen unbe-
planten Innenbereichen pragende Rahmen weist regelmaRig eine breite Spanne zulassiger Nutzungs-
arten auf, die dann ein Planungserfordernis i.S.v. § 1 Abs. 3 BauGB begriinden, wenn bodenrechtliche
Spannungen auftreten. Oftmals weisen derartige Gebiete bereits stadtebauliche Missstande auf, die
bei weiter ungesteuerter Entwicklung nur noch im Rahmen des besonderen Stadtebaurechts einer
geordneten stadtebaulichen Entwicklung zuzufiihren sind. Deshalb sind diese gewachsenen Gebiete
fir weitere Fehlentwicklungen besonders anfallig und bediirfen vertiefender Untersuchungen.
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5.4 Tankstellenshops

Nahezu alle Tankstellen verfiigen heute tber Shops, in denen neben zuldssigen Reisebedarf auch zen-
tren- und nahversorgungsrelevante Sortimente angeboten werden. Die GroRe dieser Shops schwank
zwischen wenigen Quadratmeter bis zu Einrichtungen mit bis zu 150 gm Verkaufsflachen. Durch ver-
anderte Ladenoffnungszeiten treffen diese Einrichtungen kaum noch in nennenswerter Konkurrenz
zu Lebensmitteleinzelhandelsbetrieben. Unabhangig hiervon sind diese Einrichtungen einer bauleit-
planerischen Steuerung kaum zuganglich, weil sie nach ihrer Zweckbestimmung nur Reisebedarf ver-
kaufen diirfen und als eigenstéandige Hauptnutzung in allen Baugebieten abschlieRend geregelt sind.

6. Zusammenfassende Einschdtzung

Die Einzelhandelsstandorte in der Stadt Eisenach sind nach dem Ergebnis des Einzelhandels- und Zen-
trenkonzeptes in einer im bundesweiten Vergleich Gberdurchschnittlich guten Verfassung. Auch nut-
zungsstrukturelle Fehlentwicklungen sind erkennbar nicht vorhanden.

Im Flachennutzungsplan sind die zentralen Versorgungsbereiche bereits parzellenscharf dargestellt.
Auch wenn eine bauleitplanerische Steuerung bisher weitgehende nicht vorgenommen wurde, hat

die planungsrechtliche Einzelfallgenehmigung von Vorhaben im Baugenehmigungsverfahren zu kei-
nen stadtebaulichen Fehlentwicklungen gefiihrt. Sofern dieses administrative Verwaltungshandeln

beibehalten wird, erscheint kein akutes Planungserfordernis zur bauleitplanerischen Steuerung des
Einzelhandels erkennbar.

Unabhangig hiervon sind die nicht abschlieRend prognostizierbaren Auswirkungen der Pandemie auf
die Stadtentwicklung und speziell die Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche kaum abzu-
schatzen und bediirfen einer intensiven Raumbeobachtung, um auf erkennbare Fehlentwicklung zeit-
nah reagieren zu kbnnen.

Einzelhandels- und Zentrenkonzept Stadt Eisenach Seite 21 von 21



	1. Vorbemerkung
	2. Rahmenbedingungen der Steuerung des Einzelhandels.
	2.1 Entwicklung des Einzelhandels und städtebauliche Probleme
	2.2 Einzelhandelssteuerung durch Raumordnung
	2.3 Systematik der planungsrechtlichen Steuerungsinstrumente des Einzelhandels
	2.4 Anforderungen der Rechtsprechung an die Einzelhandelssteuerung
	2.5 Ungeklärte Sachverhalte der Steuerung des Einzelhandels

	3. Analyse der Zulässigkeit unterschiedlicher Typen des Einzelhandels im Geltungsbereich von Bebauungsplänen und in unbeplanten Innenbereichen
	3.1 Steuerungsinstrumente des Einzelhandels durch Festsetzungen im Bebauungsplan
	3.2 Analyse der Zulässigkeit unterschiedlicher Typen des Einzelhandels in homogenen unbeplanten Innenbereichen nach § 34 Abs. 2 BauGB i.V.m. der BauNVO sowie Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB.
	3.3 Analyse der Zulässigkeit unterschiedlicher Typen des Einzelhandels in heterogenen unbeplanten Innenbereichen nach § 34 Abs. 1 BauGB
	3.4 Bebauungsplan zur Überplanung unbeplanter Innenbereiche zur Einzelhandelssteuerung
	3.5 Zusammenfassende Einschätzung

	4. Anforderungen aus dem Einzelhandelskonzept an die bauleitplanerische Entwicklung der unterschiedlichen Versorgungsbereiche10F
	4.1 Einkaufsinnenstadt Eisenach
	4.2 Standortbereich Tor zur Stadt
	4.3 Nahversorgungszentrum Karlskuppe
	4.4 Nahversorgungszentrum Altstadtstraße
	4.5 Nahversorgungsstandorte

	5. Fehlentwicklungspotentiale
	5.1 Gewerbegebiete
	5.2 Vergnügungsstätten
	5.3 Unbeplante Innenbereich gemäß § 34 Abs. 1 BauGB
	5.4 Tankstellenshops

	6. Zusammenfassende Einschätzung

